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Thesen zum Umgang mit dem Atommüll 

Präambel

Die Hinterlassenschaften der Atomindustrie erweisen sich als ein 
unermessliches Problem. Es ist ethisch nicht vertretbar, Gefahr-
stoffe zu produzieren, die für hunderttausende von Jahren ein 
Risiko für die Menschheit darstellen. Mit der geplanten Stilllegung 
der deutschen Atomkraftwerke bis 2022 wird hierzulande die 
Produktion hoch radioaktiven Atommülls absehbar beendet. 

Allerdings werden die Urananreicherungsanlage in Gronau und 
die Brennelementefabrik in Lingen dann noch Atommüll produ-
zieren. Eine gesetzliche Regelung zur schnellen Beendigung der 
Betriebsgenehmigung für beide Anlagen ist dringend erforder-
lich, um den Atomausstieg in Deutschland zu vervollständigen. 
Die derzeit übliche Lagerung des radioaktiven Mülls in oberirdi-
schen Zwischenlagern birgt enorme Gefahren. Es ist daher zwin-
gend notwendig, eine langfristige Lösung für den Strahlenmüll der 
Atomindustrie zu suchen. Die IPPNW versucht, einen Beitrag zu 
leisten, eine nach menschlichem Ermessen verantwortbare Lö-
sung zu finden, die sich an den Maßstäben Langzeitsicherheit 
und Gesundheitsschutz orientiert. Die IPPNW ist sich dabei be-
wusst, dass es kein absolut zuverlässiges Konzept für den Um-
gang mit radioaktivem Abfall geben kann. 

1 Die Realisierung eines „Endlagers“ ist keine Legitimation 
für eine Fortsetzung des Atomkraftwerksbetriebs. Die Anti-

Atom-Bewegung und mit ihr große Teile der Gesellschaft haben 
jahrzehntelang erklärt, sich erst dann konstruktiv an der „End-
lagersuche“ zu beteiligen, wenn die Produktion weiteren Atom-
mülls unterbleibt. Diese Grundhaltung der Anti-Atom-Bewegung 
hat mit dazu beigetragen, dass der Atomausstieg in Deutschland 
beschlossen wurde. Mit der geplanten Stilllegung der deutschen 
Atomkraftwerke soll diese Forderung weitgehend erfüllt werden.1 
Das bedeutet, dass die Frage des Verbleibs des Atommülls nun 

1 Die noch in Betrieb befindlichen Atomkraftwerke sind – nicht zuletzt auch zur Vermeidung weiterer 
Atommüll-Produktion – umgehend stillzulegen. Es darf auch nicht darüber hinweggesehen werden, 
dass der beschlossene Atomausstieg in Deutschland noch unvollständig ist. Die Forschungsreakto-
ren, die Urananreichungsanlage in Gronau und dieBrennelementfabrik in Lingendürfen nach der-
zeitiger Rechtslageweiterbetrieben werden. Die Anti-Atom-Bewegung fordert einen vollständigen 
Atomausstieg.

angegangen werden kann. Atommüll ist und bleibt ein Risiko für 
zukünftige Generationen, auch in einem so genannten „Endla-
ger“. Die Realisierung eines Atommülllagers wird nur eine nach 
menschlichem Ermessen verantwortbare, aber keine absolut si-
chere Lösung sein können. Die Realisierung eines solchen „End-
lagers“ bietet daher keine Rechtfertigung für eine fortgesetzte 
Nutzung der Atomenergie in Deutschland oder in anderen Län-
dern. Die Atomenergienutzung sollte weltweit beendet werden, 
um die Menge des Atommülls zumindest zu begrenzen. 

2 Der radioaktive Atommüll in den Zwischenlagern nötigt 
zu einer dringlichen Befassung mit der Frage nach dem 

Verbleib der radioaktiven Abfallstoffe. Die Genehmigungen für 
Zwischenlager und die Erlaubnisse für die Behälter, in denen 
hochradioaktiver Atommüll lagert, sind befristet. Unabhängig von 
der rechtlichen Situation und den den Anwohnern gegebenen 
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Versprechen darf die oberirdische Zwischenlagerung auch aus 
Sicherheitsgründen nicht zur Dauerlagerung werden. Zum einen 
gibt es Bedenken hinsichtlich der Dichtheit der Behälter, zum 
anderen stellen Einwirkungen von außen wie Flugzeugabstürze, 
terroristische oder militärische Anschläge eine realistische Ge-
fährdung dar. Durch die mögliche Androhung solcher Anschläge 
ist ein Land erpressbar. Eine oberirdische bzw. oberflächennahe 
Dauerlagerung stellt insofern keine Lösung des Atommüll-Prob-
lems dar. 

3 Rückholbarkeit darf nur ein Angebot, aber keine Verpflich-
tung für künftige Generationen sein. Während der „End-

lagersuche“ und der Einlagerung des Atommülls Entscheidungen 
noch korrigieren oder den Atommüll notfalls wieder aus dem 
Lager entfernen zu können „Rückholbarkeit“), sind Möglichkei-
ten der Fehlerkorrektur. Die Entsorgungslösung sollte jedoch so 
ausgestaltet werden, dass sie kein dauerhaftes aktives Tun für 
kommende Generationen voraussetzt, sondern ohne eine gegen-
läufige Entscheidung auf einen möglichst sicheren Endzustand 
für die Entsorgung aller hochradioaktiven Abfälle zuläuft. Der ein-
geschlagene Weg soll von künftigen Generationen durch bloßes 
Unterlassen von Kurskorrekturen zu Ende geführt werden können 
-Rückholbarkeit darf nur ein Angebot sein. 

4 Die Möglichkeit der „Bergbarkeit“ von Atommüll darf 
nicht zu Lasten der Langzeitsicherheit gehen oder die 

Produktion von Atomwaffen erleichtern. Die Möglichkeit der 
„Bergbarkeit“ des Atommülls, definiert als Notfallmaßnahme 
nach Verschluss des „Endlagers“, ist grundsätzlich immer gege-
ben. Maßnahmen, die eine Bergbarkeit erleichtern sollen, sind 
allerdings problematisch, wenn sie die Langzeitsicherheit beein-
trächtigen. Auch sollte die Einlagerung des Atommülls so erfol-
gen, dass eine Rückgewinnung des spaltbaren Materials für die 
Produktion von Nuklearwaffen möglichst erschwert wird. 

5 Zum Schutz künftiger Generationen muss die Etablierung 
eines „Ewigkeitsgeschäfts mit dem Atommüll“ möglichst 

verhindert werden. Die Diskussion um Rückholbarkeit und Berg-
barkeit des Atommülls könnte u.a. auch von einem Interesse der 
derzeit entstehenden Atommüll-Industrie geleitet sein, mit der 
Ein-und Auslagerung von Atommüll die Grundlage für ein „Ewig-
keitsgeschäft“ zu schaffen. Eine solche missbräuchliche Nutzung 
von Rückholbarkeit und Bergbarkeit wäre verantwortungslos und 
würde künftigen Generationen eine gesundheitsgefährdende und 
kostenintensive Last aufbürden. Es sollte daher nach Möglichkei-
ten gesucht werden, einen solchen Missbrauch zu verhindern, 
beispielsweise durch staatliche Planungs-, Durchführungs-und 
Kostenkontrolle. In diesem Zusammenhang stellt sich insbeson-
dere die Frage, ob eine „Endlagerüberwachung“ (Monitoring) 
objektive Beurteilungen ermöglichen kann und insofern verant-
wortbar wäre. Da es unter bestimmten Bedingungen handfeste 
wirtschaftliche Interessen an einer Rückholung oder Bergung von 
Atommüll geben könnte, muss sichergestellt werden, dass Moni-
toring nicht dazu missbraucht wird, eine objektiv unnötige Rück-
holung oder Bergung von Atommüll zu begründen. 

6 Der Gewährleistung der Langzeitsicherheit kommt oberste 
Priorität zu. Es gilt das Primat der Sicherheit. Langzeitsi-

cherheit ist der wichtigste Maßstab zur Gewährleistung des Ge-
sundheitsschutzes. Die Priorität aller Bemühungen sollte darauf 
gesetzt werden, eine nach menschlichem Ermessen verantwort-
bare Lösung zu gewährleisten, die dem atomrechtlichen Maßstab 
einer „bestmöglichen“ Sicherheit nach dem Stand von Wissen-
schaft und Technik entspricht. Dabei müssen zwangsläufig Gren-
zen der Prognosefähigkeit überschritten werden. 

7 Die „Partizipation“ bei der „Endlagersuche“ sollte dazu 
dienen, einen Standort bzw. eine Lösung zu finden, die 

nach menschlichem Ermessen verantwortbar ist. Auswahlver-
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Priorität aller Bemühungen sollte es sein, eine nach menschlichem  
Ermessen verantwortbare Lösung zu gewährleisten, die dem atomrecht- 
lichen Maßstab einer „bestmöglichen“ Sicherheit nach dem Stand  
von Wissenschaft und Technik entspricht. 
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fahren für „Endlagerstandorte“ im Ausland2 berücksichtigten 
nicht nur rein wissenschaftlich-technische Erwägungen, sondern 
auch die Akzeptanz der Bevölkerung. Zustimmung zu potenziel-
len Standorten gab es nie im ersten Anlauf und im weiteren Ver-
lauf nur dann, wenn das Verfahren als transparent, partizipativ 
und „fair“ empfunden wurde. Statt den einen, unter Sicherheits-
aspekten besten Standort zu finden, konzentrierten sich bisherige 
Suchverfahren darauf, unter mehreren grundsätzlich geeigneten 
Standorten den mit der höchsten Akzeptanz in der betroffenen 
Bevölkerung auszuwählen. Beauftragte Experten sind oft nicht 
frei von Interessen. Deshalb muss ihnen die kritische Kompetenz 
der interessierten Öffentlichkeit an die Seite gestellt werden. „Par-
tizipation“ durch eine kritische Öffentlichkeit sollte dazu dienen, 
einen Standort bzw. eine Lösung zu finden, die nach mensch-
lichem Ermessen verantwortbar ist. 

8 Das geologische und technische Know-how ist als ent-
scheidungsrelevant zu akzeptieren, muss aber möglichst 

frei von Interessen verfügbar gemacht werden. Die hohe Be-
deutung der geologischen und technischen Fachkompetenzen 
für die zu garantierende Langzeitsicherheit ist anzuerkennen. Es 
ist ein strukturelles Problem, dass dieses Know-how vielfach eng 
in Interessenstrukturen von Konzernen eingebunden ist. Für die 
Politik und die interessierte Öffentlichkeit ist oftmals nicht leicht 
zwischen fachlich seriösen Empfehlungen und Interessen-gelei-
teter Desinformation zu unterscheiden. Für die Akzeptanz der 
wissenschaftlich-technischen Expertise wäre es von Vorteil, eine 
freie Forschung über Grundfinanzierungen auszubauen, die kei-
nen Weisungen unterliegt, keine Auftragsarbeiten durchführen 
darf und insbesondere auch nicht von Drittmitteln abhängig ist. 

9 Die Kosten der Atommüll-Entsorgung sind an den Erfor-
dernissen der Langzeitsicherheit und nicht an den Gewinn-

erzielungsinteressen von Unternehmen zu orientieren. Bei der 

2 Es sei darauf hingewiesen, dass es bis heute weltweit kein einziges genehmigtes „Endlager“ für 
hochradioaktive Abfälle gibt. 

Atommüll-Entsorgung ist die teuerste Lösung nicht zugleich die 
sicherste Lösung. Die Atomindustrie zählt zu den Branchen mit 
weit überhöhten Gewinnmargen. „Teuer gleich gut“ ist daher kein 
zielführendes Motto. Es gibt eine Tendenz, für die Schaffung eines 
„Endlagers“  willkürlich hohe Milliardenbeträge in den politischen 
Raum zu werfen und implizit von beliebigen weiteren Kostenstei-
gerungen auszugehen. Ein derartiger „Überbietungswettbewerb“ 
ist verantwortungslos gegenüber den kommenden Generationen, 
weil diese unter den finanziellen Lasten zu leiden hätten. Es ist 
ethisch geboten, die Diskussion um den „Preis“ der Atommüll-
Entsorgung durch rationale und transparente Kostenrechnungen 
über die tatsächlich erforderlichen Ausgaben zu ersetzen. Dabei 
ist beispielsweise durch staatliche Kontrolle vollständige Transpa-
renz hinsichtlich der Gewinnmargen für die Anbieter herzustellen. 
Es sind verantwortungsvolle Abwägungsprozesse zwischen not-
wendigen Erkundungen und dem Erfordernis der Begrenzung der 
Kosten auf das wirklich Notwendige vorzunehmen. 

10 Es erscheint sinnvoll, wesentliche Grundsatzentschei-
dungen zeitnah zu treffen und den Prozess der Um-

setzung in Gang zu setzen. Es erscheint gegenüber nachfolgen-
den Generationen geboten, den Diskussionsprozess über einen 
verantwortbaren Umgang mit dem Atommüll intensiv zu führen, 
jedoch nicht endlos in die Länge zu ziehen. Andernfalls würde 
man die Last der Entscheidung und der Realisierung auf nach-
folgende Generationen abwälzen. Das wäre ungerecht und ver-
antwortungslos. Es besteht die reale Gefahr, dass es dann gar 
nicht mehr zu einer verantwortbaren Entsorgung des Atommülls 
kommt. Sollten sich die wirtschaftlichen Verhältnisse oder die Ein-
stellung zu den Risiken gravierend ändern, könnten „Billig-Lösun-
gen“ die Folge sein. Derzeit ist unsere Gesellschaft noch willens, 
eine nach menschlichem Ermessen verantwortbare Lösung an-
zustreben. Diese Bereitschaft sollte genutzt werden. Es ist daher 
geboten, wesentliche Grundsatzentscheidungen nach intensiver 
Erörterung so bald wie möglich zu treffen und den Prozess der 
Umsetzung in Gang zu setzen, ohne dabei allerdings Sicherheits-
einbußen in Kauf zu nehmen. 
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Tomsk-7/Sewersk, Russland, Atomfabrik
Die Explosion der Atomanlage in Tomsk-7 führte zur radioaktiven Ver-
seuchung einer Fläche von ca. 120 km², setzte Zehntausende Menschen 
einer erhöhten Strahlenbelastung aus und kontaminierte Luft, Wasser 
und Böden für viele Generationen. Diese Katastrophe ist vermutlich der 
folgenschwerste russische Atomunfall nach Tschernobyl und Majak.

Hintergrund
Die geheime sibirische Stadt „Tomsk-7“, die 1992 
ihren historischen Namen Sewersk wieder erhielt, be-heimatete mehrere Anlagen zur Urananreicherung 
und Herstellung von Plutonium für russische Atom-bomben und zivile Atomreaktoren. Außerdem wurden 
abgebrannte Brennstäbe wieder aufbereitet. In der ge-
schlossenen Stadt lebten etwa 100.000 Bedienstete 
und ihre Familien. Am 6. April 1993 ereignete sich in 
der Wiederaufbereitungsanlage Tomsk-7 einer der fol-
genschwersten Unfälle der russischen Atomindustrie. 
An diesem Tag füllten Angestellte einen Atommülltank 
mit Salpetersäure, um Plutonium aus verbrauchten 
Brennstäben herauszutrennen. Es ist nach wie vor un-
klar, ob der Unfall durch technische oder menschliche 
Fehler verursacht wurde. Man glaubt, dass ein Man-
gel an Druckluft dazu führte, dass innerhalb weniger 
Minuten die Mischung aus Salpetersäure, Uran und 
Plutonium kritische Temperaturen erreichte. Die dar-
auf folgende Explosion zerstörte den größten Teil der 
Anlage und setzte ca. 250 m³ radioaktives Gas, 8,7 kg 
Uran und 500 g Plutonium in die Umgebung frei.1 Die 
Gesamtmenge der ausgetretenen radioaktiven Parti-
kel wird auf ca. 30 Terabecquerel Beta- und Gamma-
Strahler beziffert (Tera = Billion) sowie ca. sechs Giga-
becquerel Plutonium-239 (Giga = Milliarde). 1.500 m² 
rund um die Anlage wurden schwer kontaminiert, doch 
insgesamt wurde eine Fläche von etwa 120 km² ver-
seucht, da diese von radioaktivem Niederschlag be-
troffen war.1,4 Die Explosion in Tomsk-7 wurde anhand 
der Internationalen Bewertungsskala für nukleare Er-
eignisse (INES) auf Stufe 4 eingeordnet – ähnlich hoch 
also, wie die Atomkatastrophe der Atomanlage Tokai-
mura 1999 in Japan. 

Folgen für Umwelt und GesundheitAm schwersten betroffen waren die Orte, über denen 
sich radioaktiver Niederschlag ereignete, wie die Dör-
fer Georgiewka und Nadeschda. Hier entstanden so-
genannte „Hotspots“ mit erhöhter Radioaktivität von 
bis zu 30 µGy/h (etwa 100-mal mehr als die normale 
Hintergrundstrahlung). In den verseuchten Böden wur-
de ein signifikanter Anstieg von langlebigen Radioiso-
topen wie Cäsium-137 und Strontium-90 gemessen.1 
Cäsium-137 kann, wenn es über Nahrung, Wasser 
oder die Atemwege aufgenommen wird, solide Tumore 
und auch Gendefekte bei folgenden Generationen ver-
ursachen, während Strontium-90 zu Leukämie führen 
kann. Im Rahmen der Aufräumarbeiten wurden mit 
Unterstützung aus dem Ausland ca. 577 g Plutonium 
vom Gelände der Anlage entfernt. Bemerkenswert da-
bei ist, dass die Menge an Plutonium, die sich im ex-
plodierten Tank befand, mit lediglich 450 g angegeben 

wurde, sodass es naheliegt, dass es schon vor dem 
Unglück Austritte von Plutonium in die Umgebung ge-
geben haben muss.1 In Schneeproben wurden noch 
Monate nach der Explosion erhöhte Werte der radio-
aktiven Stoffe Plutonium, Uran, Zirkonium, Ruthenium, 
Cerium, Niob und Antimon gemessen. Diese stellen 
für die Bevölkerung eine kontinuierliche Strahlenbelas-
tung dar.1 Die Bellona Stiftung, eine norwegische Um-
weltorganisation, zählte insgesamt 30 größere Unfälle 
in der Atomanlage von Tomsk-7 und schätzt, dass pro 
Jahr etwa zehn Gramm Plutonium in die Atmosphä-
re ausgetreten sein müssen. Außerdem dokumentier-
te sie große Mengen an radioaktivem Abfall, die sich 
während der 50-jährigen Betriebszeit der Anlage auf 
dem Gelände angesammelt hatten. In unterirdische 
Depots gekippt oder in maroden Auffangbecken unter 
freiem Himmel liegend, stellen die radioaktiven Hinter-
lassenschaften der Atomindustrie bis heute eine aku-
te Bedrohung für die örtliche Bevölkerung dar.2 2008 
wurden in einer Studie sowohl in Boden- als auch in 
Wasserproben erhöhte Belastungen mit Plutonium 
und Cäsium-137 nachgewiesen – vermutlich ein Hin-
weis auf weitere Lecks.3

Ausblick
Dank des Abkommens zur Beendigung der militäri-
schen Plutoniumproduktion zwischen Russland und 
den USA wurden im Juni 2008 einige Reaktoren in 
Tomsk-7 stillgelegt. Die Wiederaufbereitung von ab-
gebrannten Brennstäben und die Deponierung von 
radioaktivem Abfall auf dem Gelände des heutigen 
Sibirischen Chemikalien Kombinats werden allerdings 
weiter fortgesetzt. Trotz erhöhter Konzentrationen von 
Plutonium, Strontium, Cäsium und anderer radioak-
tiver Substanzen in Boden und Wasser wurden kei-
ne aussagekräftigen medizinischen Studien in der 
Lokalbevölkerung durchgeführt. 2001 entschied das 
Verwaltungsgericht von Tomsk zugunsten verstrahl-
ter Anwohner des Ortes Georgiewka, die gegen das 
Sibirische Chemikalien Kombinat geklagt hatten. Das 
Kombinat ist nun verpflichtet, jedem Kläger eine Ent-
schädigung in Höhe von umgerechnet 860 US-Dollar 
zu zahlen. Während der laufenden Gerichtsverhand-
lungen sind laut der Bellona Stiftung 14 der 26 Kläger 
verstorben.2 Auch sie und die anderen Geschädigten 
durch die Radioaktivität von Tomsk-7 sind Hibakusha. 
Auch ihre Gesundheit wurde der Atomindustrie und 
der Produktion von Nuklearwaffen untergeordnet.

Quellen
1 „The radiological accident at the reprocessing plant at Tomsk“. Internationale Atomenergie Organisation IAEO, Oktober 1998. www-pub.iaea.org/mtcd/publications/pdf/p060_scr.pdf

2 Alimov R. „People vs. Siberian Chemical Combine.“ Website der Bellona Stiftung, 10.02.2001 

 http://bellona.ru/bellona.org/english_import_area/international/russia/nuke_industry/siberia/seversk/22031

3 Gauthier-Lafaye F. „Radioisotope contaminations from releases of the Tomsk-Seversk nuclear facility.“ Journal of Environmental Radioactivity 2008 Apr;99(4):680-93. 

 www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/179963404 Goulet M. „Siberia Nuclear Waste – Case 393“. American University Washington. www1.american.edu/ted/sibnuke.htmDer Fluss Tom nahe Sewersk. Insgesamt wurde durch die dortige Atomanlage eine Fläche von etwa 120 km² verseucht. Große 

Mengen radioaktiver Abfall, die sich während Betriebszeit der Anlage angesammelt haben, lagern noch heute auf dem Gelände 

in Sewersk und sind eine akute Bedrohung für die lokale Bevölkerung. Foto: Figure19 / creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0

Der Eingang zur geschlossenen Stadt Sewersk (ehemals „Tomsk-7“) heute. Die Plutoniumherstellung ist inzwischen eingestellt, 

Wiederaufbereitung von Brennstäben und Lagerung von radioaktivem Abfall werden auf dem Gelände des heutigen Sibirischen 

Chemikalien Kombinats aber weiter fortgesetzt. Foto: Mark Fonseca Rendeiro / creativecommons.org/licenses/by-nc-sa/2.0

Bis in die 1990er Jahre beheimatete die westsibirische Stadt Tomsk-7, heute bekannt unter dem Namen Sewersk, mehrere An-

lagen zur Urananreicherung und Herstellung von Plutonium für russische Atombomben und zivile Atomreaktoren. Am 6. April 

1993 ereignete sich in Tomsk-7 einer der folgenschwersten Unfälle der russischen Atomindustrie. Foto: GlobalSecurity.org
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Basra, Irak
Einsatz von Uranmunition

Durch den Einsatz von Munition mit abgereichertem Uran während des 

Golfkriegs 1991 wurde die Lokalbevölkerung nachhaltig erhöhten Strah-

lenwerten ausgesetzt. Dies könnte möglicherweise den signifikanten An-

stieg von Krebserkrankungen und angeborenen Missbildungen erklären, 

der nach 1991 in der südirakischen Stadt Basra dokumentiert wurde.

Basra, eine Stadt mit 1,6 Millionen Einwohnern, wurde während des Golfkrieges Bombardements mit DU ausgesetzt. Studien 

fanden einen Anstieg angeborener Anomalien im Jahr 1998 sowie eine Verdopplung der Leukämierate und Verdreifachung der 

Rate aller Kinderkrebserkrankungen zwischen 1990 und 1999. Foto: s1lang / creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/2.0

Quellen
1 Moszynski P. „Royal Society warns of risks from depleted uranium“. BMJ. 2003 May 3;326(7396):952. www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC1125878/

2 Hindin et al. „Teratogenicity of depleted uranium aerosols: A review from an epidemiological perspective“. Environ. Health, 

 4:17, 2005. www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC1242351/

3 Briner WE. „The evolution of depleted uranium as an environmental risk factor“. Int J Environ Res Public Health. 2006 Jun;3(2):129-35. 

 www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/16823086

4 Yacoub et al. „Depleted uranium and health of people in Basrah: epidemidogical perspective. Incidence and pattern of 

 malignent cases among children in Basrah“. Medical Journal of Basrah University 1999; 17:17-25. 

5  Yacoub et al. „Further evidence on the relation between depleted uranium and the incidence of malignancies 

 (with specific reference to leukaemias) among children in Basrah, southern Iraq“. Medical Journal of Basrah University 2000; 18:3-6.Wegen seiner großen Dichte wird abgereichertes Uran für panzer- und bunkerbrechende Munition verwendet. Beim Aufprall wird 

das abgereicherte Uran pulverisiert und entzündet sich spontan. Das entstehende Uran-Aerosol mit Partikelgrößen im Nanobe-

reich wird mit dem Wind weit verteilt. Foto: Wim Zwijnenburg

Panzer, die von DU-Munition getroffen wurden, wurden auf dem Schlachtfeld am Rande der Stadt zurück gelassen. Nach dem 

Ende der Kämpfe wurden diese Panzerfriedhöfe von Schrotthändlern und Souvenirjägern geplündert und von Kindern als „Aben-

teuerspielplatz“ benutzt. Foto: Wim Zwijnenburg

Hintergrund
Abgereichertes Uran oder „DU“ (engl. „depleted ura-

nium“) besteht überwiegend aus dem Isotop Uran-238 

und ist ein Abfallprodukt des Anreicherungsprozesses 

zur Herstellung von reaktor- und waffenfähigem Uran. 

Im Golfkrieg von 1991 setzten die USA und Großbri-

tannien DU-Munition ein. Die britische Royal Society 

of Medicine schätzt, dass 340 Tonnen abgereichertes 

Uran im Irak verschossen wurden.1 Wegen seiner ho-

hen Dichte und der Fähigkeit, Panzerwände zu durch-

schlagen, wird vermutet, dass auch andere Länder 

DU-Munition verwenden. Da es sich bei abgereicher-

tem Uran um radioaktiven Abfall handelt, ist der Stoff 

in allen Ländern mit einer Atomindustrie in großen 

Mengen verfügbar. In panzerbrechender Munition ein-

gesetzt, wird das Uran beim Aufprall pulverisiert und 

entzündet sich spontan im Inneren des Fahrzeugs. 

Das entstehende Uranoxid-Aerosol mit Partikelgrößen 

im Nanobereich verhält sich wie ein Gas und kann mit 

dem Wind Hunderte von Kilometern transportiert wer-

den. Mit einer physikalischen Halbwertzeit von etwa 

4,5 Milliarden Jahren stellt der Uranstaub ein perma-

nentes Gesundheitsrisiko nach bewaffneten Konflikten 

dar.2,3 Basra, eine Stadt mit 1,6 Millionen Einwohnern, 

wurde während des Golfkrieges heftigen Bombarde-

ments mit abgereichertem Uran ausgesetzt. Zudem 

wurden Panzer, die von DU-Munition getroffen wur-

den, auf dem Schlachtfeld am Rande der Stadt zu-

rückgelassen. Nach dem Ende der Kämpfe wurden 

diese Panzerfriedhöfe von Schrotthändlern und Sou-

venirjägern geplündert und von Kindern als „Aben-

teuerspielplatz“ benutzt. So kamen selbst lange nach 

Ende der Kampfhandlungen zahlreiche Menschen, vor 

allem Zivilisten, mit radioaktivem Material in Kontakt. 

Folgen für Umwelt und Gesundheit

Abgereichertes Uran kann durch Inhalation, Ingestion 

mit der Nahrung oder durch offene Wunden in den 

Körper gelangen. Ein Teil wird mit dem Urin ausge-

schieden. Dabei werden die Nieren stark belastet. Bei 

starker Uranvergiftung kann akutes, tödliches Nieren-

versagen entstehen. Der Rest des Urans verbleibt im 

Körper, wo es insbesondere in Knochen eingebaut wird 

und von dort aus das umliegende Gewebe verstrahlt.2 

Während Uran vorrangig eine Quelle von Alpha-Strah-

lung ist, können seine Spaltprodukte auch Beta- und 

Gamma-Strahlung emittieren. Die innere Verstrahlung 

führt zu Mutationen, Krebs und angeborenen Fehl-

bildungen. In Tierversuchen wurden teratogene und 

genetische DU-Effekte nachgewiesen. Mit epidemiolo-

gischen Studien wurden gesteigerte Fehlbildungsraten 

bei Neugeborenen festgestellt, deren Väter oder Müt-

ter DU ausgesetzt waren.2 

Nach dem Golfkrieg stieg die Rate von Krebserkran-

kungen und kindlichen Missbildungen nahe der 

Schlachtfelder, auf denen DU-Munition verwendet 

wurde, an. Eine umfassende Studie aus Basra fand 

einen signifikanten Anstieg angeborener Anomalien 

bei Kindern: 7,76 pro 1.000 Geburten im Jahr 1998 

statt 3,04 pro 1.000 Geburten im Jahr 1990. Neben 

angeborenen Herzfehlern und Chromosomenverände-

rungen wurden auch schwere Missbildungen wie An-

enzephalie (fehlendes Gehirn), Zyklopie (Einäugigkeit) 

oder Gastroschisis (fehlender Bauchdeckenschluss) 

sowie Spina bifida (offener Rücken), fehlende Extremi-

täten, Fischhaut, Gaumenspalten und Gedeihstörun-

gen beobachtet.4 Eine Studie der Universität von Basra 

fand bei Kindern eine Verdopplung der Leukämierate 

und eine Verdreifachung der Rate aller Kinderkrebs-

erkrankungen zwischen 1990 und 1999.5 Im Rahmen 

einer Feldstudie wurden zahlreiche Orte mit erhöhten 

Strahlenwerten gefunden – vor allem in der Nähe der 

Panzerfriedhöfe.5 

Ausblick
Die Konsequenzen des militärischen Einsatzes von 

DU-Munition auf die Zivilbevölkerung kommen erst 

langsam zutage. Dem UN Umwelt-Programm zufolge 

hat „der intensive Gebrauch von Waffen mit abgerei-

chertem Uran wahrscheinlich zu einer Kontaminierung 

der Umwelt geführt, deren Ausmaß oder Folgen noch 

unbekannt sind“.1 

Ebenfalls betroffen sind die Bewohner des Kosovo und 

Serbiens, wo DU-Munition während des Kriegs von 

1999 eingesetzt wurde, die Einwohner von Falludscha, 

deren Stadt 2004 mit DU-Munition beschossen wurde 

sowie britische und US-amerikanische SoldatInnen. 

Sie alle sind Hibakusha, denn ihre Gesundheit wurde 

durch Uranwaffen nachhaltig geschädigt – Waffen, die 

nicht existieren würden, wenn die Atomindustrie nicht 

Uran für Reaktoren und Atomwaffen anreichern wür-

de. 

Weiterführende Literatur

Report „Die gesundheitlichen Folgen von Uranmuni-

tion“ von IPPNW und ICBUW:

http://issuu.com/ippnw/docs/ippnw_icbuw_report_

depleted-uranium_2012

Broschüre „Uranmunition – Strahlende Geschosse“:

issuu.com/ippnw/docs/ippnw_uranmunition_web

Hibakusha weltweit Eine Ausstellung der Deutschen Sektion der 
Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges – 
Ärzte in sozialer Verantwortung e. V. (IPPNW)
Körtestr. 10 | 10967 Berlin
ippnw@ippnw.de | www.ippnw.de
V.i.S.d.P.: Dr. Alex Rosen

Windscale/Sella� eld, 
Großbritannien, Atomfabrik
Die größte zivile und militärische Atomanlage Europas steht in Sella� eld. Während hier in der Vergangenheit Plutonium für das britische Atomwa� enprogramm produziert wur-de, dient der Standort heute als Wiederaufbereitungsanlage für Atommüll. Der Groß-brand von 1957 sowie zahlreiche radioaktive Lecks kontaminierten die Umwelt und setzten die Bevölkerung erhöhten Strahlenwerten aus.

Hintergrund
1946 begann die britische Regierung in der Nähe des 
nordenglischen Städtchens Sellafi eld mit dem Bau der 
ersten Reaktoren für die Produktion von waffenfähi-
gem Plutonium – die Geburtsstunde der Atomanlage 
„Windscale“. Im Jahre 1952 konnten bereits die ersten 
Atomsprengköpfe fertiggestellt werden; vier Jahre spä-
ter lief das weltweit erste kommerzielle Atomkraftwerk 
an. Aufgrund eines Konstruktionsfehlers speicherten 
die Grafi tblöcke im Inneren des Reaktors allerdings zu 
viel Energie. Um Explosionen zu verhindern, musste 
diese in regelmäßigen Intervallen abgegeben werden. 
Während einer solchen planmäßigen Energieentladung 
am 7. Oktober 1957 führten fehlerhafte Temperatur-
messgeräte und grobe Fehleinschätzungen der Beleg-
schaft zur kritischen Überhitzung des Kerns. Als Kon-
sequenz fi ngen zehn Tonnen atomare Brennelemente 
im Reaktorkern Feuer und brannten unkontrolliert für 
zwei Tage. Der Brand setzte große Mengen an Radio-
nukliden frei, darunter Plutonium, Cäsium-137, Stron-
tium-90 und Jod-131.1 Glücklicherweise wurde der 
Großteil der radioaktiven Wolke vom Wind Richtung 
Meer geblasen. Das Wasser, das zum Löschen der Re-
aktoren eingesetzt wurde, verdunstete und setzte zu-
sätzlich radioaktive Strahlung in die Atmosphäre frei. 
Die Bevölkerung wurde über diese Vorfälle erst am 11. 
Oktober informiert und trotz der Gefahr des radioak-
tiven Niederschlags nicht evakuiert. Die mit Jod-131 
kontaminierte Milch aus der Region wurde nachträg-
lich für Wochen aus dem Handel verbannt und zwei 
Millionen Liter davon in die Irische See gekippt.1

Durch zahllose Störfälle und die unverantwortliche 
Handhabung von radioaktivem Abfall geriet Windscale 
in den darauf folgenden Jahren immer mehr in Verruf. 
Um die öffentliche Wahrnehmung zu verbessern, wur-
de die Anlage in „Sellafi eld“ umbenannt. Die Aufga-
be der Anlage wandelte sich mit der Zeit und umfasst 
heute die Wiederaufbereitung von abgenutzten Brenn-
stäben und die Produktion von Mischoxid-Brennstä-
ben (MOX), welche Plutonium und Uran enthalten. 
MOX wird international stark kritisiert, u. a. durch die 
USA, da die freie Verfügbarkeit großer Mengen von 
Plutonium eine Proliferationsgefahr darstellt.2

Folgen für Umwelt und Gesundheit
Der Brand des Windscale-Reaktors und die daraus 
entstandene radioaktive Wolke mit radioaktiven Par-
tikeln wie Jod-131 und Polonium-210 verursachte 
konservativen Schätzungen zu Folge mindestens 190 

Krebsfälle, von denen mehr als die Hälfte tödlich verlief. 
Und auch die Flora und Fauna der Irischen See trug 
durch den radioaktiven Niederschlag, die zahlreichen 
Lecks und Unfälle und das regelmäßige Verkippen ra-
dioaktiven Abwassers enormen Schaden davon.3 In 
den Jahren 2004/2005 traten durch ein Leck etwa 
83.000 Liter radioaktive Säure ins Meer aus – ver-
setzt mit den krebserregenden Stoffen Strontium-90 
und Cäsium-137.4 Über die marine Nahrungskette ge-
langen diese Radioisotope in britische, norwegische 
und irische Fischfanggebiete.5 Sogar die Atomkraft-
befürworter der Internationalen Atomenergie Organi-
sation (IAEO) mussten zugeben, dass die Atomanlage 
in Sellafi eld massiv zur radioaktiven Verseuchung des 
Nordatlantik beiträgt.6 Rund um die Anlage wurden in 
Bodenproben zudem wiederholt erhöhte Konzentratio-
nen von Cäsium-137, Cobalt-60 oder Americium-241 
gefunden, sodass auch Feldfrüchte, Getreide und 
Milch belastet sein dürften.7 2002 kam durch eine bri-
tische Studie ans Licht, dass Kinder von Arbeitern aus 
Sellafi eld ein fast zweifach erhöhtes Risiko haben, an 
Leukämie und Lymphomen zu erkranken.8

Ausblick
Das US-amerikanische Institut für Ressourcen- und 
Sicherheitswissenschaft bezeichnete Sellafi eld als 
„eine der weltweit gefährlichsten Anhäufung von lang-
lebigen radioaktiven Substanzen“.9 Die Risiken sind 
vielfältig: Naturkatastrophen könnten die Kühlsysteme 
beeinträchtigen, menschliches Versagen zu Bränden, 
Unfällen oder Explosionen führen, die Anlage könn-
te Ziel terroristischer Anschläge oder Hackerangriffe 
werden und selbst massive Schäden durch Compu-
terviren sind nicht auszuschließen. Nach der Kern-
schmelze von Fukushima hat die britische Regierung 
zumindest beschlossen, die Produktion der gefähr-
lichen MOX-Brennstäbe einzustellen. Ohne Möglich-
keiten, sich der benutzten Brennstäbe zu entledigen, 
verwandelt sich Sellafi eld derweil in eine gigantische 
Atommülldeponie.10 Das Leid der Anwohner, die seit 
Jahrzehnten erhöhten Strahlenwerten ausgesetzt wer-
den, wird von der Regierung weitestgehend ignoriert 
und wissenschaftliche Aufarbeitung im Namen von 
Energiesicherheit vertagt. Dabei sind auch die Men-
schen von Sellafi eld Opfer der Atomindustrie. Auch sie 
sind Hibakusha. 

Quellen
1 Crick et al. „An assessment of the radiological impact of the Windscale reactor fi re“. Int J Radiat Biol Relat Stud Phys Chem Med. 1984 Nov;46(5). www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/6335136
2 Dolley S. „Ploughshares or swords? Why the MOX Approach to Plutonium Disposition is Bad for Non-Proliferation and Arms Control“. Nuclear Control Institute, Washington DC, 28.03.97. http://www.nci.org/i/ib32897a.htm3 Clarke R. „The 1957 Windscale accident revisited“. New York: Elsevier, 1990. pp 281–9.4 „Sellafi eld pipe leaked for months“. Webseite BBC News, 14.05.09. http://news.bbc.co.uk/2/hi/uk_news/england/cumbria/8050008.stm5 Brown et al. „Technetium-99 Contamination in the North Sea and in Norwegian Coastal Areas 1996 and 1997“. Strålevern Rapport 1998:3, Norwegian Radiation Protection Authority (NRPA). www.nrpa.no/dav/07f3957104.pdf6 IAEA. „Worldwide Marine Radioactivity Studies (WOMARS)“ Vienna, 2005. http://www-pub.iaea.org/MTCD/publications/PDF/TE_1429_web.pdf7 Lean G. „Soil tests condemn Sellafi eld“. The Independent 11.10.98. www.independent.co.uk/news/soil-tests-condemn-sellafi eld-1177501.html8 Dickinson et al. „Leukaemia and Non-Hodgkin Lymphom in children of male Sellafi eld radiation workers“. Int. Journ. Cancer: 99, 437–444 (2002). www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/11992415

9 Thompson G. „High level radioactive liquid waste at Sellafi eld: risks, alternative options and lessons for policy“. Institute for Resource and Security Studies, Juni 1998. http://www.nuclearpolicy.info/docs/briefi ngs/a99.pdf
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1993: Proteste gegen Sellafi eld. Die Risiken sind vielfältig: Naturkatastrophen könnten die Kühlsysteme beeinträchtigen, mensch-liches Versagen zu Bränden, Unfällen oder Explosionen führen, die Anlage könnte Ziel terroristischer Anschläge oder Hackeran-griffe werden und selbst massive Schäden durch Computerviren sind nicht auszuschließen. Foto: drinksmachine / creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/2.0/deed.de

In den Jahren 2004/2005 traten durch ein Leck etwa 83.000 Liter radioaktiver Säure ins Meer aus – versetzt mit den krebs-erregenden Stoffen Strontium-90 und Cäsium-137. Über die marine Nahrungskette gelangen diese Radioisotope in britische, norwegische und irische Fischfanggebiete. Foto: Ashley Coates / creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0

1946 begann die britische Regierung in der Nähe des nordenglischen Städtchens Sellafi eld mit dem Bau der ersten Reaktoren für die Produktion von waffenfähigem Plutonium – die Geburtsstunde der Atomanlage „Windscale“. Durch zahllose Störfälle ge-riet Windscale immer mehr in Verruf. Um die öffentliche Wahrnehmung zu verbessern, wurde die Anlage später in „Sellafi eld“ umbenannt. Foto: tim_d / creativecommons.org/licenses/by-nc-sa/2.0
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Wismut-Region, DeutschlandUranbergbau
Im sächsischen Erzgebirge und in Ostthüringen wurde von der Sowjetisch-Deutschen Aktiengesellschaft Wismut zwi-schen 1946 und 1990 Uranerz gefördert. Viele Tausende Arbeiter und Bewohner der Region leiden bis heute an strah-leninduzierten Erkrankungen wie Lungenkrebs. 

Hintergrund
Uranerz, die sogenannte „Pechblende“, wurde im 19. Jahrhundert im Erzgebirge entdeckt und diente zunächst wissenschaftlichen Untersuchungen, wie denen von Marie Curie, die erstmals die Radioaktivi-tät defi nierte. Während des Nationalsozialismus wurde der Abbau intensiviert, um die Pläne zur Entwicklung einer Atombombe in Deutschland umzusetzen. Nach Ende des Zweiten Weltkrieges wurde Uranoxid aus dem Erzgebirge von der Sowjetunion konfi sziert, um das eigene Atomprogramm damit voranzutreiben.1

Der Bergbau in der Region wurde nach Kriegsende derart gefördert, dass das Erzgebirge 1947 mit einer jährlichen Liefermenge von 145 Tonnen rasch zur wichtigsten Uranquelle für das sowjetische Atompro-gramm wurde. Im Mai desselben Jahres wurde die so-wjetische Kapitalgesellschaft „Wismut“ gegründet und weitere Bergwerke im Erzgebirge und rund um die ostthüringische Stadt Ronneburg erschlossen. Mehr als 40.000 Zwangsarbeiter wurden dort eingesetzt, sodass im Jahr 1950 der jährliche Ertrag an Uranoxid bereits 1.000 Tonnen erreicht hatte.
In den 1950er Jahren wurde die DDR offi zielles Mit-glied der Wismut Kapitalgesellschaft. Mehr als 130.000 Bergleute arbeiteten in den über 20 Minen der Region. Die Wismut wurde der weltweit drittgrößte Uranliefe-rant, mit einer Gesamtfördermenge von 200 Millionen Tonnen Uranerz bis zur Schließung der Minen 1990.

Folgen für Umwelt und Gesundheit
Durch den Abbauprozess des Uranerzes wurden radio-aktive Isotope wie Radon, Polonium und Bismut frei-gesetzt. Diese Partikel wurden von den Bergarbeitern eingeatmet und verblieben in der Lunge, wo sie über Jahre das umliegende Gewebe verstrahlten. So ent-standen Zellschäden, Mutationen und letztlich Krebs.

Über die Jahre wurden ca. 395 Millionen Kubikme-ter strahlende Rückstände auf insgesamt 48 Abraum-halden geschüttet und so ein Gebiet von etwa 3.700 Hektar nachhaltig radioaktiv verseucht. Ein zusätzli-ches Problem stellen die hochgiftigen Tailings dar – Schlämme, die im Rahmen der Erzaufbereitung entste-hen. Aus 200 Millionen Tonnen gefördertem Uranerz konnten 216.000 Tonnen aufgereinigtes Uran extra-hiert werden. Dabei entstanden 197 Millionen Tonnen radioaktive Tailings, die in Absetzbecken gelagert wur-den und eine enorme Gefahr für Umwelt und Gesund-heit der Lokalbevölkerung darstellten.2 1954 kam es bei Lengenfeld zu einem Dammbruch eines solchen Beckens. 50.000 m³ radioaktives Material ergossen sich talabwärts über eine Strecke von vier Kilometern. Radioaktives Abwasser gelangte ins Trinkwasser und strahlende Partikel vom Abraum wurden durch Wind und Wetter in der Region verteilt. Silikose und Lungen-krebs wurden zu einem relevanten Gesundheitsrisiko für Bergleute aber auch für die und Lokalbevölkerung.3

Die Strahlenbelastung der Bevölkerung wurde in der Region erstmals 1956 gemessen, die Messergebnis-se jedoch über viele Jahrzehnte geheim gehalten. Im Jahr 2006 veröffentlichte das Deutsche Bundesamt für Strahlenschutz die bis heute weltweit größte Studie zum Uranbergbau, bei der insgesamt 59.000 ehema-lige Bergarbeiter der Wismut untersucht wurden.4

Die Ergebnisse, veröffentlicht auch im „British Journal of Cancer“, zeigten einen Anstieg der Lungenkrebs-rate um 50 bis 70 Prozent sowie über 7.000 strahlen-induzierte Todesfälle unter den 59.000 untersuchten StudienteilnehmerInnen (11,9 %). Weiterhin zeigte die Studie, dass das Risiko für die Entwicklung von Lun-genkrebs 15 bis 24 Jahre nach der Uranexposition am höchsten ist, sodass auch in Zukunft zahlreiche Neu-erkrankungen erwartet werden dürften.5

Ausblick
Das Nachfolgeunternehmen der Wismut ist heutzuta-ge eine staatlich geförderte GmbH mit der Aufgabe, die Folgen von 50 Jahren Uranbergbau zu sanieren. Maßnahmen wie das Fluten von Minen, die Wasserauf-bereitung, die Entsorgung von radioaktiver Schlacke und Abraum sowie die Rekultivierung der Landschaft haben den deutschen Staat bis 2014 mehr als sieben Milliarden Euro gekostet und werden für Jahrhunderte fortgeführt werden.2

Währenddessen kämpfen noch immer viele Betroffe-ne um Gerechtigkeit und Entschädigung. Nach Anga-ben des Hauptverbandes der gewerblichen Berufsge-nossenschaften (HVBG) wurden bis 2001 insgesamt 7.963 Fälle von Lungenkrebs als Berufskrankheit der Bergleute anerkannt.6 Die Dunkelziffer liegt wohl um ein Vielfaches höher. Für Anwohner der Region, die ebenfalls erhöhten Strahlenwerten ausgesetzt waren, gibt es keine vergleichbaren Regelungen und so wird das Vermächtnis des Uranbergbaus noch für viele Jahrzehnte die Region und die Gesundheit ehemaliger Bergleute und der Lokalbevölkerung negativ beein-fl ussen. Auch sie sind Hibakusha, die unter den Fol-gen der militärischen und zivilen Atomindustrie leiden. 

Weiterführende Lektüre
Informationen über die gesundheitlichen Gefahren des Uranbergbaus: www.nuclear-risks.org/de/uranabbauAußerdem gibt es dort die Dokumentation der IPPNW -Fachtagung 2014 in Ronneburg: www.nuclear-risks.org/de/uranabbau/fachtagung/dokumentation
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1  „Uranbergbau im Erzgebirge und Kalter Krieg“. Radiz Schlema e. V., 11.10.1997.2 Becker J et al. „20 Jahre Wismut GmbH – Sanieren für die Zukunft“. Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, März 2011.
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4 Kreuzer, M et al. „The German Uranium Miners Cohort Study (Wismut cohort), 1946–2003“. Bundesamt für Strahlenschutz, 2011.
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Am Zaun eines Absetzteiches. Viele sanierte Flächen sind inzwischen – auch im Rahmen der Bundesgartenschau Ge-
ra-Ronneburg im Jahr 2007 – rekultiviert worden und unter Gras- und Buschfl ächen verschwunden. Dennoch tritt an vie-
len Stellen das strahlende Erbe des deutschen Uranbergbaus zutage und belastet weiterhin Bäche, Flüsse und Luft. 
Foto: © Alexander Neureuter

Ein Hauer bohrt eine erzführende Schicht an. Ein effektiver Schutz der Arbeiter vor radioaktivem Staub und Gas bestand vor 
allem während der ersten Jahre der Wismut nicht. Foto: Andreas Köhler

Im Tagebau von Culmitzsch wurden einst 15 bis 18 Millionen Tonnen Uranerz abgebaut und daraus 9.216 Tonnen reines Uran 
gewonnen. Millionen Tonnen radioaktive Rückstände wurden anschließend in die alten Gruben eingespült und sedimentiert.

Hibakusha Weltweit
Eine Austellung der IPPNW
Tschernobyl und Fukushima – jedem sind diese Orte des atomaren Grauens  
ein Begriff. Doch weltweit gibt es unzählige weitere Orte, an denen die Atom-
industrie ihr strahlendes Erbe hinterlassen hat – mit verheerenden Folgen für 
Mensch und Umwelt. Diese Ausstellung zeigt exemplarisch 50 dieser Orte. Vom 
Atomtestareal Nevada bis Semipalatinsk, von Atombombenunfällen in Grönland 
bis zu radioaktiv verseuchten Seen in Australien. 50 Orte an denen die Atom-
industrie massive gesundheitliche und ökologische Schäden hinterlassen hat.

Die Ausstellung kann in der IPPNW-Geschäftsstelle ausgeliehen werden.
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Tschernobyl, Ukraine

Super-GAU in einem Atomkraftwerk

Die Kernschmelze von Tschernobyl im April 1986 stellt den mit Abstand größ-

ten Unfall in der Geschichte der zivilen Atomwirtschaft dar. Ganze Landstriche 

wurden verseucht und für Generationen unbewohnbar gemacht. Der radioaktive 

Niederschlag führte zu Zehntausenden von Krebserkrankungen, Todesfällen, 

Fehlgeburten und Missbildungen – nicht nur in der ehemaligen Sowjetunion.

Hintergrund

Der erste Atomreaktor wurde in Tschernobyl zwischen 

1971 und 1977 gebaut. Bis 1983 wurde die Anla-

ge um drei weitere Reaktoren erweitert. Im benach-

barten Städtchen Prypjat lebten die ca. 18.000 Be-

wohner fast alle von Jobs in der Atomindustrie. Der 

Super-GAU von Tschernobyl begann während eines 

Systemtests am 26. April 1986. Eine plötzliche Leis-

tungssteigerung des Reaktors machte eine Schnell-

abschaltung notwendig. Diese führte zur Erreichung 

einer überkritischen Masse und so zum Beginn einer 

atomaren Kettenreaktion innerhalb des Reaktors. Das 

1.000 Tonnen schwere Dach wurde durch die Wucht 

der Explosion angehoben, und das grafi thaltige In-

ventar fi ng Feuer. Eine Wolke mit radioaktivem Rauch 

zog über weite Teile Ost- und Mitteleuropas und über-

zog ganze Landstriche mit radioaktivem Niederschlag. 

Vor allem nördlich des Kraftwerks, in Teilen Weißruss-

lands, gingen große Mengen Radioaktivität nieder, aber 

auch Teile Skandinaviens, Kleinasiens oder der Bayeri-

sche Wald wurden mit radioaktivem Jod-131 oder Cä-

sium-137 überzogen. Der Super-GAU wurde tagelang 

vor der Bevölkerung geheim gehalten. Evakuierungs- 

und Schutzmaßnahmen wurden stark verzögert. 

Folgen für Umwelt und Gesundheit

Die ersten Opfer der Atomkatastrophe waren die rund 

800.000 Liquidatoren, meist junge Rekruten, die aus 

der ganzen Sowjetunion nach Tschernobyl gebracht 

wurden, um die Katastrophe unter Kontrolle zu bringen. 

Mit bloßen Händen mussten sie strahlenden Schutt 

über das Gelände tragen und einen gigantischen Sar-

kophag über dem havarierten Reaktorblock errichten. 

Schätzungsweise 14 bis 15 % von ihnen waren 2005, 

also 19 Jahre nach dem Unglück, bereits verstorben; 

mehr als 90 % von ihnen sind erkrankt, viele vermut-

lich aufgrund ihrer hohen Strahlenexposition.2 

Die Explosionen und das wochenlange Feuer im Reak-

torkern führten zur Freisetzung von radioaktiven Parti-

keln. Über Atemluft, Nahrung oder Wasser aufgenom-

men, setzen sich diese Stoffe im menschlichen Körper 

ab, verstrahlen das umliegende Gewebe und führen 

zu Zellschäden, Mutationen und Krebs. Drei Radioiso-

tope spielen dabei eine besonders wichtige Rolle: Jod-

131 führt vor allem zu Schilddrüsenkrebs, Cäsium-137 

zur Entstehung solider Tumoren und Strontium-90 zu 

Leukämie und Knochenkrebs.2 Die gesundheitlichen 

Folgen beschränken sich nicht nur auf die hoch konta-

minierten Gegenden der ehemaligen Sowjetunion, son-

dern auch Teile von Nord-, Mittel- und Südosteuropa. 

Da keine groß angelegten epidemiologischen Studien 

durchgeführt wurden, stehen zur Abschätzung der 

Gesundheitsfolgen nur Berechnungen auf der Basis 

von Kollektivdosisabschätzungen zur Verfügung. Der 

Wissenschaftliche Ausschuss der Vereinten Nationen 

zur Untersuchung der Auswirkungen der atomaren 

Strahlung (UNSCEAR) schreibt, dass die Bevölkerung 

Europas durch Tschernobyl einer Kollektivdosis von 

ca. 400.000 Personen-Sv und einer Schilddrüsendo-

sis von etwa 2.400.000 Personen-Gy ausgesetzt wur-

de.3 Mithilfe international akzeptierter Risikofaktoren 

lässt sich so abschätzen, dass ca. 21.000 Menschen 

infolge von Tschernobyl Schilddrüsenkrebs und weite-

re 36.000 bis 140.000 andere Krebsarten entwickeln 

werden.4 Eine Studie des International Journal of Can-

cer kam ebenfalls zu dem Ergebnis, dass in Europa 

bis zum Jahr 2065 etwa 41.000 zusätzliche Krebsfälle 

und mehr als 15.000 Krebstode durch Tschernobyl 

zu erwarten sind.1 Auch wenn die Zahlen im Vergleich 

zur betroffenen Gesamtbevölkerung relativ niedrig er-

scheinen mögen, ist jede Erkrankung für die betroffe-

ne Familie ein schwerer Schicksalsschlag. Zusätzlich 

entsprechen diese Schätzungen mit hoher Wahr-

scheinlichkeit nur einem Bruchteil der wahren Folgen 

der Atomkatastrophe, da sowohl die Kollektivdosen 

als auch die Risikofaktoren systematische Unterschät-

zungen darstellen. Zudem konnten in den betroffenen 

Gebieten, auch in Deutschland, infolge des radioakti-

ven Niederschlags ein Anstieg von Totgeburten, Miss-

bildungen, Down Syndrom, Diabetes und kardiovas-

kulären Erkrankungen nachgewiesen werden.2 Die 

psychologischen Folgen, sowie die sozialen und ökolo-

gischen Effekte der Katastrophe dürfen ebenfalls nicht 

vergessen werden. 

Ausblick

1986 wurde ein temporärer Sarkophag um den ha-

varierten Reaktor gebaut, der jedoch mittlerweile zer-

fällt. Um die geschätzten 180 Tonnen hoch radioak-

tiven Mülls innerhalb des Reaktors zu schützen, gab 

die ukrainische Regierung einen neuen Sarkophag in 

Auftrag. Die Kosten werden auf über 1,5 Milliarden 

US-Dollar beziffert. Die endgültige gesundheitliche Bi-

lanz der Tschernobylkatastrophe wird sich nie exakt 

ermitteln lassen. Genomische Instabilität kann noch 

mehrere Generationen später zu Folgeschäden bei 

den Nachkommen der Betroffenen führen.2 Tscherno-

byl ist mehr als nur ein einmaliger Unfall – Tag für Tag 

und Jahr für Jahr werden Menschen an den Strahlen-

folgen erkranken und sterben. Das genaue Ausmaß 

der strahlenassoziierten Erkrankungen, Fehlbildungen 

und genetischen Folgen wird vermutlich nie erfasst 

werden. Die sowjetische Regierung, die Atomindust-

rie und Lobbyverbände wie die Internationale Atom-

energie Organisation IAEO haben in einem Versuch, 

die Akte Tschernobyl zu schließen, kritische Publika-

tionen erfolgreich verhindern können und die Leiden 

der Liquidatoren zynischerweise zu Folgen schlechter 

Lebensführung erklärt. Dabei werden die Auswirkun-

gen dieser Katastrophe viele Tausende Familien noch 

lange begleiten – auch sie sind Hibakusha. Die Akte 

Tschernobyl darf nicht geschlossen werden.

Weiterführende Lektüre

Studie der IPPNW und der Gesellschaft für Strahlen-

schutz: „Gesundheitliche Folgen von Tschernobyl – 25 

Jahre nach der Reaktorkatastrophe“ vom April 2011:

issuu.com/ippnw/docs/ippnw-tschernobyl-studie-2011 
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La Hague, Frankreich
Atomfabrik

Die Wiederaufbereitungsanlage von La Hague stellt Plutonium und Uran aus verbrauch-

ten Atombrennstäben her. Große Mengen von Atommüll und Spaltmaterialien werden 

gelagert, was die Gefahr der Proliferation von Plutonium stark erhöht. Zudem ver-

schmutzt radioaktiver Müll das Meer und die Atmosphäre. Schon haben mehrere Stu-

dien eine erhöhte Inzidenz von Leukämie bei Kindern im Umkreis von La Hague gezeigt.

Hintergrund
La Hague ist eine atomare Wiederaufbereitungsan-

lage an der Küste der Normandie. Sie wurde 1966 

durch die staatseigene französische Firma Areva für 

die Herstellung von Plutonium für atomare Spreng-

sätze in Auftrag gegeben. 1969, als das französische 

Militär genügend Plutonium für sein Waffenprogramm 

hergestellt hatte, begann La Hague mit der Wieder-

aufarbeitung von zivilen Brennstäben aus Frankreich, 

Deutschland, der Schweiz, Japan, Belgien und den 

Niederlanden. La Hague verarbeitet bis zu 1.600 Ton-

nen Atombrennstoff pro Jahr und ist der weltgrößte 

Produzent von abgetrenntem Plutonium.1 Auf der An-

lage lagern 50 Tonnen pulverisiertes Plutonium, wel-

ches, chemisch aufbereitet, ausreichen würde, um 

mehr als 5.000 Atomsprengköpfe zu bestücken.2 Je-

des Jahr werden mehr als zehn Tonnen Plutonium 

quer durch Frankreich transportiert. Das Proliferations-

risiko, das durch die Produktion, Aufbereitung, Lage-

rung und den Transport von Plutonium entsteht, sollte 

besonders in Zeiten des globalen Terrorismus nicht 

unterschätzt werden.3 Die Produktion von plutonium-

haltigen Mischoxid-Brennelementen (MOX) hat diese 

Gefahr nur erhöht, da MOX-Brennstäbe technisch ein-

facher zu handhaben sind und waffentaugliches Plu-

tonium daraus leicht herausgetrennt werden kann.4

Folgen für Umwelt und Gesundheit

La Hague verseucht das Umland auf zwei Wegen: 

Zum einen werden radioaktive Gase wie Krypton-85 

in die Atmosphäre freigesetzt. So fand Greenpeace 

93.000 Bq/m³ Krypton-85 in der Luft über La Hague. 

Normale Werte bewegen sich zwischen ein bis zwei 

Becquerel pro Kubikmeter.5 Zum anderen werden je-

des Jahr ca. 230 Millionen Liter radioaktiv kontami-

niertes Wasser aus der Wiederaufbereitungsanlage 

ins Meer gekippt.1 Nach dem atomaren Niederschlag 

durch die weltweiten Atomtests und dem Super-GAU 

von Fukushima, sind die Emissionen der Atomanlagen 

von Sellafi eld und La Hague die größte Quelle radioak-

tiver Verschmutzung der Weltmeere und übertreffen 

dabei sogar die Atomkatastrophe von Tschernobyl.6

Die Konzentration von radioaktivem Cäsium-137 im 

südlichen Atlantik beträgt 0,6 Bq/m³. Dagegen ist die 

Konzentration im Englischen Kanal nahe La Hague mit 

acht Becquerel pro Kubikmeter mehr als zehn Mal hö-

her.6 Greenpeace konnte 1997 die radioaktive Belas-

tung von Wasser, Meerestieren und Sediment um La 

Hagues Abwasserleitungen nachweisen und fand in 

Proben zahlreiche radioaktive Substanzen wie Ame-

ricium, ein Nebenprodukt von Plutonium, Kobalt und 

Cäsium sowie eine Beta-Aktivität von mehr als 200 

Millionen Bq/l. Zum Vergleich: Die normale Meeres-

wasseraktivität liegt bei etwa 12 Bq/l.1

Unabhängige Studien fanden zudem eine erhöhte 

Leukämierate bei Kindern im Alter von fünf bis neun 

Jahren im Umkreis von zehn Kilometern um La Ha-

gue.7 Zusätzlich veröffentlichte eine Fall-Kontroll-Stu-

die im British Medical Journal eine signifi kante Korre-

lation von Leukämie bei Kindern aus der Region mit 

der Benutzung lokaler Strände und dem Konsum lo-

kaler Meerestiere.8

Ausblick
Entgegen allen Erkenntnissen zu Umwelt- und Ge-

sundheitsfolgen atomarer Verschmutzung sowie der 

Nutzlosigkeit der Wiederaufbereitung von Atommüll 

für die Energieproduktion und trotz internationaler Kri-

tik an La Hague aufgrund der Proliferationsgefahr von 

atomwaffenfähigem Material, setzt Frankreich die Ab-

spaltung von Plutonium fort und exportiert es sogar an 

Staaten in Afrika. So steigt das Risiko, dass neben den 

Kindern aus der direkten Umgebung noch mehr Men-

schen weltweit durch La Hague zu Opfern der Atom-

wirtschaft gemacht werden – zu Hibakusha.

Weiterführende Lektüre:

Das europäische Parlament hat einen Bericht über 

die gesundheitlichen und ökologischen Folgen der 

atomaren Wiederaufbereitungsanlagen in Sella-

fi eld und La Hague publiziert, nachzulesen unter:

www.wise-paris.org/english/reports/STOAFinalStudy-

EN.pdf
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